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Vorwort zur 3. Auflage

Seit dem Erscheinen der 2. Auflage vor rund drei Jahren sind die umsatzsteuer-
lichen Fragestellungen rund um die Immobilie nicht zur Ruhe gekommen, im 
Grunde erwartungsgemäß. Im Mittelpunkt steht unverändert die gemischt-ge-
nutzte Immobilie mit teilweise nichtunternehmerischen Nutzungsanteilen. Hier 
ist der Unternehmer zur Vermeidung umsatzsteuerlicher Nachteile wie bisher 
gefordert, insbesondere im Falle der Anschaffung bzw. Herstellung rechtzeitig 
zu entscheiden, ob er die Immobilie vollständig, teilweise oder überhaupt nicht 
seinem Unternehmen zuordnen will. Die Spielregeln dazu hat die Finanzverwal-
tung in einem umfangreichen BMF-Schreiben vom 2.1.2014 zusammengefasst 
mit eingehender Darstellung der vielfältigen Zuordnungssituationen. Warum die 
vollumfängliche Zuordnung der Immobilie zum Unternehmensvermögen nicht 
als Grundfall unterstellt wird, ist unerklärlich und lässt die Rettung des Vorsteuer-
abzugs als Belohnung intellektueller Höchstleistung erscheinen. Der steuerlich 
nicht versierte Unternehmer läuft daher Gefahr, im Zuordnungsdschungel mit ggf. 
erheblichen finanziellen Nachteilen zu versinken.

Beachtung verdient ebenso die Veräußerung einer Immobilie. Sie kann Grund-
stückslieferung oder Geschäftsveräußerung (§ 1 Abs. 1a UStG) sein. Die jewei-
ligen Rechtsfolgen sind mit teilweise beachtlichen Unterschieden für Veräußerer 
und Erwerber verbunden. So gilt es aus Sicht des Veräußerers, eine steuerfreie 
Lieferung mit Vorsteuerkorrektur gem. § 15a UStG zu vermeiden. Dazu genügt 
eine bedingungslose Option im Notarvertrag, auf die selbst dann nicht verzichtet 
werden sollte, wenn die Vertragsparteien von einer Geschäftsveräußerung über-
zeugt sind. Der Erwerber wiederum erlebt Überraschungen, sollte trotz vermeint-
lich steuerfreien Immobilienerwerbs eine Geschäftsveräußerung vorliegen. Dann 
drohen ihm Vorsteuerrückzahlungen, falls er in späteren Jahren eine steuerfreie 
Nutzung aufnimmt oder erweitert bzw. schlimmer noch, zur steuerfreien Grund-
stücksveräußerung gezwungen ist. Die intensive Prüfung von Sachverhalt und 
Notarvertrag ist nach allem unverzichtbar.

Auch die laufende Immobiliennutzung hat ihre Besonderheiten, wenn es  
um die Option von Vermietungsumsätzen zur Steuerpflicht bei gemischt-ge
nutzten Immobilien geht. Zu unterscheiden sind hier Mischnutzungen mit und 
ohne zeitliche bzw. räumliche Trennbarkeit. Liegt ein Zwischenmietverhältnis 
vor, müssen die jeweiligen Mietverhältnisse („Vermieter – Zwischenmieter“; 
„Zwischenmieter – Endmieter“) eigenständig betrachtet werden. Besonderes 
Augenmerk hat der optierende Vermieter auf potentielle steuerfreie Nutzungs-
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anteile des Mieters zu richten, weil damit seine Option an der sog. „5 %-Grenze“ 
scheitern kann. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang noch die jüngste Entwicklung 
der BFH-Rechtsprechung zur zeitlichen Begrenzung der Option. Der BFH folgt 
hier nicht der engen Verwaltungsauffassung, wonach lediglich bis zum Eintritt 
formeller Bestandskraft des Umsatzsteuerjahresbescheids nachträglich optiert 
werden kann. Er gestattet eine Option bis zur materiellen Bestandskraft, ein gra-
vierender zeitlicher Unterschied, weil Umsatzsteuerbescheide regelmäßig unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen. Die Finanzverwaltung wird sich dem 
wohl beugen müssen, zumal sie keine besseren Argumente für sich in Anspruch 
nehmen kann. 

In Bewegung geraten ist schließlich, nach welchen Kriterien Vorsteuern bei ge-
mischt-genutzten Immobilien aufzuteilen sind. Ist es grundsätzlich die Fläche oder 
kommt ggf. der Umsatzschlüssel in Betracht bzw. ist eine individuelle Zuordnung 
der Eingangsleistung sogar nach einem objektbezogenen Umsatzschlüssel statt-
haft, falls die einzelnen Flächen erhebliche Ausstattungsunterschiede aufweisen. 
Der weiteren Entwicklung von Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung darf 
hier mit Spannung entgegengesehen werden. Bis dahin ist dem betroffenen Unter-
nehmer anzuraten, den für ihn günstigsten Aufteilungsmaßstab geltend zu machen 
und einschlägige Fälle offen zu halten.

Wir waren nach allem redlich bemüht, die umsatzsteuerlichen Fragestellungen 
zum Immobilienbereich intensiv aufzuarbeiten und praxistaugliche Hilfestellun-
gen mit praxisnahen Beispielen zu geben, verbunden mit zusammenfassenden 
Übersichten und Checklisten. Dabei wurde vor allem die Entwicklung in Recht-
sprechung und Verwaltungsanweisungen umfassend berücksichtigt sowie die 
zahlreichen Publikationen im Schrifttum beachtet. Um den Umfang des Werkes 
in Grenzen zu halten, haben wir hier und da ein wenig gekürzt und auf eine Dar-
stellung der umsatzsteuerlichen Behandlung des Wohnungseigentums gänzlich 
verzichtet. Der geneigte Leser mag insoweit auf die 2. Auflage zurückgreifen, 
zumal wir keine kommentierungsbedürftigen Änderungen feststellen konnten. 

Es ist unser besonderes Anliegen, dem Leser eine rasch auffindbare Hilfestel-
lung bei umsatzsteuerlichen Fragestellungen im Immobilienbereich zu geben. Wir 
hoffen, dem gerecht geworden zu sein, auch wenn nicht jeder Aspekt beleuchtet 
werden konnte. 

Anregungen aus dem Leserkreis sind stets willkommen.

Bad Homburg, im August 2014	 Bernd Meyer
Jochen Ball
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